
Recht auf Wohnen
44. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
15. - 17. November 2019, Bielefeld

Antragsteller*in: Daniela Wagner (KV Darmstadt)

Änderungsantrag zu W-01

Von Zeile 34 bis 38 löschen:
Der Wohnungsmarkt liegt wesentlich in kommunaler Verantwortung. Die Wohnungsbaupolitik ist

überwiegend Ländersache. Probleme sollen da gelöst werden, wo sie entstehen. Mit

Öffnungsklauseln im Miet- und Baurecht sowie im Wohnungswirtschaftsrecht für Länder und

Kommunen wollen wir berücksichtigen, dass sich die Lebensverhältnisse und die Wohnsituation

in Deutschland stark unterscheiden.

Begründung

Wir sollten keine Zersplitterung des Miet- und Baurechts mittels neuer Länderöfnungsklauseln

befördern. Länder und Kommunen haben bereits jetzt die Möglichkeit, Problemlagen vor Ort zu

adressieren, die bestehenden Instrumente können noch weiter verbessert werden. Eine

Länderöffnungsklausel könnte gerade von Union-FDP Regierungen dazu genutzt werden,

Schutzrechte und Instrumente des Baurechts, wie Milieuschutz und Vorkaufsrechte, zu schleifen

oder ganz zu streichen.
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